
 

 

 

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein 
 
Aktenzeichen: 6 TaBV 11/21 
1 BV 44 e/20 ArbG Elmshorn 
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

 

 

 

 

 

Beschluss 

 

Im Namen des Volkes 

 

Im Beschlussverfahren mit den Beteiligten 

 

pp. 

 

 

hat das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein - 6. Kammer - durch den Vorsitzen-

den Richter am Landesarbeitsgericht…, und den ehrenamtlichen Richter … und die 

ehrenamtliche Richterin … auf die mündliche Verhandlung vom 08.12.2021 

 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Betriebsrats gegen den Beschluss des Arbeitsge-
richts Elmshorn vom 18. Februar 2021 - 1 BV 44 e/20 - wird mit der Maß-
gabe zurückgewiesen, dass - auf die Anschlussbeschwerde der Arbeitge-
berin - der Beschluss teilweise abgeändert und die vom Betriebsrat ver-
weigerte Zustimmung zu der Eingruppierung von Frau K1. zum 1. Oktober 
2020 in die Entgeltgruppe 6 Stufe 4 der Entgeltordnung TVöD (VK) ersetzt 
wird. 
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Die Rechtsbeschwerde wird zugelassen. 
 

 

Rechtsmittelbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluss kann d. Beteiligte Ziff. 2 durch Einreichung einer Rechtsbe-
schwerdeschrift bei dem  
 

, Save ID: govello-1143466074128-000000748, DE-Mail-Adresse: bag@bundesar-
beitsgericht.de-mail.de 

 
Rechtsbeschwerde einlegen. 
 
Die Rechtsbeschwerdeschrift muss 
 

binnen einer Notfrist von einem Monat 
 
beim Bundesarbeitsgericht eingegangen sein. 
Der Rechtsbeschwerdeführer muss die Rechtsbeschwerde begründen. Die Rechts- 
beschwerdebegründung ist, sofern sie nicht bereits in der Rechtsbeschwerdeschrift 
enthalten ist, in einem Schriftsatz bei dem Bundesarbeitsgericht einzureichen. Die 
Frist für die Rechtsbeschwerdebegründung beträgt 
 

zwei Monate. 
 
Die Fristen für die Einlegung und die Begründung der Rechtsbeschwerde beginnen 
mit der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Beschlusses, spätestens 
aber mit Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung. 
 
Die Rechtsbeschwerdeschrift muss den Beschluss bezeichnen, gegen den die 
Rechtsbeschwerde gerichtet wird, und die Erklärung enthalten, dass gegen diesen 
Beschluss Rechtsbeschwerde eingelegt werde. 
 
Die Rechtsbeschwerde und ihre Begründung müssen von einem bei einem deut-
schen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 
 
An seine Stelle kann auch ein Vertreter eines Verbandes (Gewerkschaften, Arbeitge-
bervereinigungen) oder eines Spitzenverbandes (Zusammenschlüsse solcher Ver-
bände) treten, sofern er kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt und die 
Partei Mitglied des Verbandes oder Spitzenverbandes ist. An die Stelle der vorge-
nannten Vertreter können auch Angestellte einer juristischen Person, deren Anteile 
sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer dieser Organisationen stehen, treten, so-
fern die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung der Verbandsmitglieder 
entsprechend deren Satzung durchführt und der Verband für die Tätigkeit der Bevoll-
mächtigten haftet. Ist die Partei Mitglied eines Verbandes oder Spitzenverbandes, 
kann sie sich auch durch einen Vertreter eines anderen Verbandes oder Angestellten 
einer der oben genannten juristischen Personen mit vergleichbarer Ausrichtung ver-
treten lassen. Die Personen, die für diese Organisationen handeln, müssen über die 
Befähigung zum Richteramt verfügen.   

mailto:bag@bundesarbeitsgericht.de-mail.de
mailto:bag@bundesarbeitsgericht.de-mail.de
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Der Rechtsbeschwerdeschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des 
angefochtenen Beschlusses beigefügt werden.  
 
Die Schriftform ist auch durch die Einreichung eines elektronischen Dokuments an 
das elektronische Postfach des oben genannten Gerichts gewahrt, wenn das elektro-
nische Dokument mit einer qualifizierten Signatur der verantwortenden Person verse-
hen ist oder das elektronische Dokument von der verantwortenden Person (einfach) 
signiert ist und auf einem der in § 46c Abs. 4 ArbGG genannten sicheren Übermitt-
lungswege elektronisch versandt wird. 

 
Im Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht sind ausschließlich in Papierform 
übermittelte Rechtsmittelschriften, Rechtsmittelbegründungsschriften und wechsel-
seitige Schriftsätze in siebenfacher Ausfertigung einzureichen - für jeden weiteren 
Beteiligten eine weitere Ausfertigung. Bei elektronischer Einreichung genügt die 
einmalige elektronische Übermittlung; bitte verzichten Sie insoweit auf die vorsorgli-
che Übersendung in Papierausfertigung. 
 

 

Gründe: 

 

I. 

Die Parteien streiten über die Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats zu zwei 

Eingruppierungen in die Entgeltordnung des TVöD (VKA).  

 

Die Beteiligte zu 1 (Arbeitgeberin) betreibt als Unternehmen des Gesundheitswesens 

mehrere Kliniken. Sie beschäftigt über 2.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Der Beteiligte zu 2 (Betriebsrat) ist der standortübergreifend auf Grundlage eines Ta-

rifvertrages nach § 3 BetrVG gebildete Betriebsrat, der auch für das von der Arbeit-

geberin in P. betriebene Klinikum zuständig ist. 

 

Die Arbeitgeberin beschäftigt in ihren Operationssälen Operationstechnische Assis-

tentinnen und Assistenten, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und –pfleger so-

wie Medizinische Fachangestellte (MFA), die das OP-Team während einer Operation 

sowie bei der Vor- und Nachbereitung in gleicher Weise unterstützen. Dort fallen fol-

gende Tätigkeiten mit den jeweils angegebenen Zeitanteilen an: 

 

1. Assistieren bei ärztlichen Maßnahmen, Instrumente und Geräte vorbereiten – 20 % 
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2. Anreichen der Instrumente während einer Operation (Instrumentieren) – 50 % 

 

3. Reinigung, Desinfektion und Sterilisation von Geräten, Instrumenten und Apparaten 

– 20 % 

 

4. Erledigung von Dokumentations-, Organisations- und Verwaltungsarbeiten – 10 %. 

 

Auf die Arbeitsverhältnisse der Beschäftigten findet der TVöD (VKA) für den Dienst-

leistungsbereich Krankenhäuser Anwendung. 

 

Mit Schreiben vom 27. Juli 2020 (Anlagenkonvolut ASt1 = Bl. 11f. d. A.) beantragte 

die Arbeitgeberin die Zustimmung des Betriebsrats zur Einstellung von Frau K1. zum 

1. Oktober 2020 und von Frau K2. zum 1. Februar 2021, jeweils als Medizinische 

Fachangestellte für den OP im Klinikum P. . Die Arbeitgeberin teilte dem Betriebsrat 

mit, dass die Eingruppierung in die Entgeltgruppe 6 Stufe 1 der Entgeltordnung TVöD 

(VKA) beabsichtigt sei.  

 

Der Betriebsrat stimmte den Einstellungen der Bewerberinnen mit Schreiben vom 31. 

Juli 2020 zu (Anlage ASt2 = Bl. 13 d. A.). Der vorgesehenen Eingruppierung wider-

sprach er mit folgender Begründung: 

„In der (neuen) Entgeltordnung finden für die Eingruppierung der Medizinischen 

Fachangestellten die Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 – Allgemeine 

Tätigkeitsmerkmale, Entgeltgruppen 2 bis 12 Anwendung.  

Die von Ihnen vorgeschlagene Entgeltgruppe 6 sieht keine selbständigen Leistungen 

vor. Das entspricht nach Auffassung des Betriebsrats nicht der Realität des Einsat-

zes von MFA`s im OP. Auch hier hat seit der ersten Einstellung von MFA`s im OP vor 

einigen Jahren eine Entwicklung stattgefunden.  

 

MFA`s verrichten inzwischen die gleichen Tätigkeiten wie das Gesundheits- und 

Krankenpflegepersonal. Sie bereiten die OP's vor, instrumentieren am Tisch und ver-

richten die Nachsorge. Diese Tätigkeiten erfordern neben den bereits anerkannten 

gründlichen und vielseitigen Fachkenntnissen auch das eigenständige, selbststän-
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dige Erarbeiten von Ergebnissen im Zusammenhang eines reibungslosen, störungs-

freien Ablaufs von Operationen. Nach Auffassung des Betriebsrates erfüllen diese 

Tätigkeiten die Voraussetzungen zur Eingruppierung in die EG 8 TVöD.“ 

 

Daraufhin leitete die Arbeitgeberin am 8. September 2020 ein Zustimmungserset-

zungsverfahren beim Arbeitsgericht ein und berief sich darauf, dass die im OP be-

schäftigten MFA richtigerweise in die Entgeltgruppe 6 eingruppiert seien. Die Ein-

gruppierung der MFA richte sich gemäß Teil B Abschnitt XI. Ziffer 12 TVöD VKA 

EntGO nach den allgemeinen Tätigkeitsmerkmalen des Teils A Allgemeiner Teil Ab-

schnitt I Ziffer 3. Die Tätigkeiten der MFA erforderten gründliche und vielseitige Fach-

kenntnisse, so dass die EG 6 richtig sei. Eine Eingruppierung in die EG 8 komme da-

gegen nicht in Betracht, da die MFA bei ihren Tätigkeiten im OP nicht zu 1/3 selbst-

ständige Leistungen erbrächten.  

 

Für die Eingruppierung von MFA und Pflegekräften seien unterschiedliche tarifliche 

Bestimmungen maßgebend, auch wenn beide Berufsgruppen im OP identische Tä-

tigkeiten ausführen. Diese Entscheidung der Tarifvertragsparteien sei nicht zu bean-

standen. Die tariflichen Regelungen seien nicht gleichheitswidrig.  

 

Die Arbeitgeberin hat beantragt: 

 

1. Die von dem Antragsgegner verweigerte Zustimmung zu der Eingruppie-

rung von Frau K1. zum 1. Oktober 2020 in die Entgeltgruppe 6 Stufe 1 der 

Entgeltordnung TVöD (VKA) wird ersetzt. 

2. Die von dem Antragsgegner verweigerte Zustimmung zu der Eingruppie-

rung von Frau K2. zum 1. Februar 2021 in die Entgeltgruppe 6 Stufe 1 der 

Entgeltordnung TVöD (VKA) wird ersetzt. 

 

Der Betriebsrat hat beantragt, 

 

die Anträge zurückzuweisen. 
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Er hat die Ansicht vertreten, dass die im OP eingesetzten MFA zu mindestens 1/3 

selbstständige Tätigkeiten ausführten, was bereits aus der Schwierigkeit der Tätigkeit 

folge. Das rechtfertige eine Eingruppierung in die EG 8 des Allgemeinen Teils der 

Entgeltordnung TVöD (VKA).  

 

Im Übrigen könne sich die Arbeitgeberin nicht auf gleichheitswidrige tarifvertragliche 

Regelungen berufen. Die Eingruppierung der MFA dürfe sich nicht nach den allge-

meinen Tätigkeitsmerkmalen des Teils A richten, wenn sie ausschließlich im Operati-

onsteam eingesetzt werden. Es stelle eine gleichheitswidrige Benachteiligung dar, 

wenn Beschäftigte mit gleichen Aufgaben, gleicher Verantwortung und gleichwertiger 

Ausbildung unterschiedlich eingruppiert seien. Deshalb seien die MFA in die EG P 8 

des Besonderen Teils der Entgeltordnung zum TVöD (VKA) einzugruppieren, nicht 

anders als die im OP-Team tätigen Gesundheits- und Krankenpflegerinnen oder die 

Operationstechnischen Assistenten und Assistentinnen. Zwischen diesen Beschäftig-

tengruppen gebe es keine so gewichtigen Unterschiede, die eine unterschiedliche 

Eingruppierung rechtfertigen würde.  

 

Wegen des weiteren Vortrags der Beteiligten im ersten Rechtszug wird ergänzend 

auf den tatbestandlichen Teil des angefochtenen Beschlusses sowie die auf die ge-

wechselten Schriftsätze Bezug genommen. 

 

Mit Beschluss vom 18. Februar 2021 hat das Arbeitsgericht die Zustimmung ersetzt. 

Zur Begründung hat es - kurz zusammengefasst - Folgendes ausgeführt: Die Ein-

gruppierung der beiden Mitarbeiterinnen als MFA richte sich nach Teil B – Besonde-

rer Teil der Entgeltordnung zum TVöD (VKA) in den Abschnitt XI (Beschäftigte in Ge-

sundheitsberufen) Ziffer 12, wo auf die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale des Teils A 

Abschnitt I Ziffer 3 verwiesen werde. Einschlägig sei die Entgeltgruppe 6, nicht die 8, 

denn die Tätigkeiten wiesen keine selbständigen Leistungen auf. Die Voraussetzun-

gen für eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe P 8 lägen dagegen nicht vor. Die 

Eingruppierung in die P-Tabelle sei für MFA nicht vorgesehen.  

 

Die Eingruppierung von MFA, die im OP-Team arbeiten, in Teil A Ziffer 3 der Entgelt-

ordnung TVöD (VKA) sei im Vergleich zu Gesundheits-/Krankenpflegekräften nicht 
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gleichheitswidrig. Die Tarifvertragsparteien hätten sich bei dem Zuschnitt der Entgelt-

gruppen an Berufsbildern und deren Ausbildungs-, Fortbildungs- und Qualifikations-

wegen orientiert. Das Berufsbild von Gesundheits- und Krankenpflegekräften sei ge-

prägt vom Dienst am Menschen in den unterschiedlichsten medizinischen Bereichen, 

insbesondere durch die Pflege. Dagegen werde das Berufsbild der MFA durch eine 

administrative Tätigkeit im Bereich der medizinischen Versorgung von Menschen ge-

prägt; im Vordergrund stehe eine verwaltende Tätigkeit, die Kontakte nicht aus-

schließe, jedoch nicht in der Intensität vorsehe, wie bei Beschäftigten der Gesund-

heits- und Krankenpflege. Eine unterschiedliche Eingruppierung sei auch deshalb ge-

rechtfertigt, weil MFA, anders als Gesundheits- und Krankenpflegekräfte, in der 

Pflege nicht auch „auf Station“ einsetzbar seien, ohne dass sich die Eingruppierung 

grundsätzlich ändere. 

 

Wegen der weiteren Begründung wird Bezug genommen auf den Inhalt des angegrif-

fenen Beschlusses des Arbeitsgerichts.  

 

Gegen den ihm am 10. März 2021 zugestellten Beschluss hat der Betriebsrat am 9. 

April 2021 Beschwerde eingelegt und diese mit dem am 5. Mai 2021 beim Landesar-

beitsgericht eingegangenen Schriftsatz begründet.  

 

Der Betriebsrat ist der Ansicht, die vom Arbeitsgericht angeführten Unterschiede in 

der Ausbildung und der allgemeinen Berufsbilder rechtfertigten die ungleiche Be-

handlung der MFA einerseits und der Gesundheits-/Krankenpflegekräfte andererseits 

nicht. Im OP-Team dürften sowohl Gesundheits-/Krankenpfleger, Operationstechni-

sche Assistenten und Assistentinnen oder MFA assistieren. Die Unterschiede in der 

Ausbildung spielten für die zu verrichtende Arbeit keine Rolle. Entscheidend für die 

Vergütung müsse die im OP ausgeübte Tätigkeit sein. Denn die Entgeltordnung be-

zwecke eine am Gerechtigkeitsgedanken orientierte generelle Ordnung der Entgelte, 

wonach gleichwertige Tätigkeiten gleich vergütet werden sollen. Dass die Ordnung 

an die ausgeübten Tätigkeiten anknüpfe, belegten die Eingruppierungsmerkmale, so-

wohl im Allgemeinen Teil des TVöD als auch in seinem Teil B XI. für die Beschäftig-

ten in Gesundheitsberufen. Deshalb verstoße die unterschiedliche Eingruppierung 

von MFA im OP-Dienst und von Gesundheits-/Krankenpflegekräften im OP-Dienst, 
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obwohl sie im OP die gleiche Tätigkeit verrichten, gegen das Gleichheitsgebot. Auch 

wenn diese Tätigkeit nicht unmittelbar am Patienten erfolge, handele es sich um eine 

Tätigkeit „in der Pflege“. Das gelte gleichermaßen für die Tätigkeit der Operations-

technischen Assistenten. Bei richtiger Auslegung der Entgeltordnung seien daher 

auch solche Angestellten im OP-Team, die über eine Ausbildung als MFA verfügen, 

Beschäftigte in der Pflege und somit in die Entgeltgruppe P 8 einzugruppieren. Eine 

andere Auslegung wäre gleichheitswidrig.  

 

Zum OP-Team gehörende Gesundheits-/Krankenpfleger seien nicht deshalb anders 

als die dort eingesetzten MFA einzugruppieren, weil sie auch „auf Station“ eingesetzt 

werden könnten. Auch Operationstechnische Assistenten könnten nicht „auf Station“ 

eingesetzt werden, sondern nur im OP. Nach dem Willen der Tarifvertragsparteien 

komme es für die Eingruppierung auf die ausgeübte Tätigkeit und nicht auf die „Ein-

satzmöglichkeit“ an.  

 

Unerheblich sei, dass im OP-Team tätige MFA in den Vorbemerkungen zu Teil B XI 

Ziffer 1 (Beschäftigte in der Pflege) nicht ausdrücklich genannt werden. Es handele 

sich um eine ausfüllungsbedürftige Regelungslücke, die darauf zurückzuführen sei, 

dass MFA früher nicht in OP-Teams eingesetzt worden seien.  

 

Der Betriebsrat beantragt, 

 

den Beschluss des Arbeitsgerichts Elmshorn vom 18.02.2021 – 1 BV 44e/20 - 

abzuändern und die Anträge der Arbeitgeberin zurückzuweisen. 

 

Die Arbeitgeberin beantragt,  
 

 die Beschwerde zurückzuweisen und 

 

im Wege der Anschlussbeschwerde zu erkennen,  
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die vom Betriebsrat verweigerte Zustimmung zu der Eingruppierung von Frau 

K1. zum 1. Oktober 2020 in die Entgeltgruppe 6 Stufe 4 der Entgeltordnung 

TVöD (VKA) zu ersetzen. 

 

Der Betriebsrat beantragt, 

 

 auch den geänderten Antrag zu 1) zurückzuweisen.  

 

Die Arbeitgeberin verteidigt die Entscheidung des Arbeitsgerichts. Es habe die Zu-

stimmung zur Eingruppierung der MFA in die Entgeltgruppe 6 TVöD (VKA) zu Recht 

ersetzt. Der Wortlaut der Entgeltordnung sei eindeutig und lasse keine Auslegung zu, 

wonach MFA mit bestimmten Tätigkeiten in die Entgeltgruppe P 8 einzugruppieren 

wären. Die Tarifvertragsparteien hätten keine spezielle Entgeltgruppe für die Mitglie-

der des OP-Teams vorgesehen. Sie hätten sich nicht für eine Eingruppierung auf-

grund der ausgeübten Tätigkeit entschieden, sondern auf Berufsbilder und Qualifika-

tionen abgestellt. Der Zugang zu einer Entgeltgruppe setze eine bestimmte, formale 

Qualifikation voraus. Erst danach werde die entsprechende Tätigkeit betrachtet. So 

sei die Eingruppierung in die P-Gruppen den dort bezeichneten Pflegehelferinnen 

und Pflegehelfern, Pflegerinnen und Pflegern, Operations- und Anästhesietechni-

schen Assistentinnen und Assistenten vorbehalten. In den Vorbemerkungen seien 

die darunterfallenden Berufsbilder definiert. Beschäftigte mit anderer Ausbildung, 

etwa MFA, würden unabhängig von der verrichteten Tätigkeit nicht erfasst. Für alle in 

Kliniken tätigen MFA hätten die Tarifvertragsparteien in Ziffer 12 eine ausdrückliche 

Regelung getroffen, die auf den Allgemeinen Teil verweist. Eine Regelungslücke be-

stehe hinsichtlich der im OP-Team beschäftigten MFA nicht. Aber selbst wenn man 

eine Regelungslücke annähme, folge daraus nicht, dass die Tarifvertragsparteien die 

Lücke durch Eingruppierung der MFA in die Entgeltgruppe P 8 geschlossen hätten. 

Auch andere in der Klinik tätige Berufsgruppen seien nicht in die P-Gruppen eingrup-

piert.  

 

Diese Regelung halte sich im Rahmen der Tarifautonomie und verletze Art. 3 Abs. 1 

GG nicht. Einer einheitlichen Eingruppierungsregel für alle im OP-Team eingesetzten 
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Mitarbeiter habe es nicht bedurft. Gestaltung und Zuschnitt der Entgeltgruppen ob-

liege den Tarifvertragsparteien. Es müsse hingenommen werden, wenn sie typisie-

rende Regelungen für MFA einerseits und Pflegekräfte andererseits aufstellen, selbst 

wenn es punktuell zu Ungerechtigkeiten komme.  

 

Die Arbeitgeberin meint, zwischen ausgebildeten Pflegefachkräften und MFA bestün-

den hinreichende Unterschiede um eine unterschiedliche Behandlung auch bei ver-

gleichbarer Tätigkeit im OP-Team zu rechtfertigen. Das gelte zunächst für die Ausbil-

dung. Die Ausbildungsordnungen unterschieden sich in mehreren Punkten. Die Be-

schäftigtengruppen unterschieden sich zudem in ihrer Einsatzmöglichkeit in anderen 

Klinikbereichen. Gesundheits-/Pflegekräfte seien breiter einsetzbar als MFA.  

 

Wegen des weiteren Vortrags der Beteiligten im Beschwerdeverfahren wird Bezug 

genommen auf den Inhalt der dort gewechselten Schriftsätze. 

 

II. 

Die zulässige Beschwerde des Betriebsrats ist unbegründet. Die Entscheidung des 

Arbeitsgerichts ist auf die Anschlussbeschwerde der Arbeitgeberin nur hinsichtlich 

der Stufenzuordnung der Mitarbeiterin K1. zu ändern.  

 

1. Die gemäß § 87 Abs. 1 ArbGG statthafte Beschwerde des Betriebsrats ist zuläs-

sig, insbesondere form- und fristgerecht eingelegt und begründet worden, § 87 Abs. 

2 ArbGG iVm. §§ 66 Abs. 1, 64 Abs. 6 Satz 1 ArbGG, 519, 520 ZPO.  

 

2. Die Zustimmungsanträge der Arbeitgeberin sind zulässig. Das erforderliche 

Rechtsschutzinteresse ist gegeben. Für einen Antrag eines Arbeitgebers, die Zustim-

mung des Betriebsrats zu einer personellen Maßnahme nach § 99 Abs. 4 BetrVG ge-

richtlich zu ersetzen, ist insoweit Voraussetzung, dass der Arbeitgeber die Durchfüh-

rung dieser Maßnahme (immer) noch beabsichtigt (BAG 27. September 2017 – 7 

ABR 8/16 – Rn. 17). Im vorliegenden Fall beantragt die Arbeitgeberin zwar bezüglich 

der Mitarbeiterin K1. nunmehr eine andere Stufenzuordnung, nämlich zur Stufe 4 der 

Entgeltgruppe 6, statt wie ursprünglich zur Stufe 1 dieser Entgeltgruppe. Diese An-
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tragsänderung konnte aber im Rahmen der nach § 87 Abs. 2 Satz 1, § 64 Abs. 6 Ar-

bGG, § 524 Abs. 1 und 3 ZPO zulässigen Anschlussbeschwerde erfolgen, für die es 

keiner Beschwer bedurfte (vgl. dazu BAG 29. Januar 2020 – 4 ABR 26/19). Die von 

der Arbeitgeberin vorgenommene Antragsänderung, mit der der Betriebsrat einver-

standen und die sachdienlich ist, ist zulässig, § 81 Abs. 3 ArbGG. Der Antrag ist le-

diglich hinsichtlich der Entwicklungsstufen angepasst worden, nachdem die Arbeit-

nehmerin die Voraussetzungen für die Zuordnung zur Stufe 4 belegt hat. Dass die 

Zuordnung zu dieser Stufe „bei Vorlage qualifizierter Zeugnisse“ vorgesehen ist, 

hatte die Arbeitgeberin dem Betriebsrat bereits im Unterrichtungsschreiben vom 27. 

Juli 2020 mitgeteilt. 

 

3. Die Beschwerde des Betriebsrats ist unbegründet. Die vom Betriebsrat verwei-

gerte Zustimmung zur Eingruppierung der Arbeitnehmerinnen K1. und K2. in die Ent-

geltgruppe 6 der Entgeltordnung TVöD (VKA) ist vom Arbeitsgericht zu Recht nach § 

99 Abs. 4 BetrVG ersetzt worden. 

 

a) Zunächst ist festzuhalten, dass es sich bei den vorgesehenen personellen Maß-

nahmen, für die die Arbeitgeberin um Zustimmung gebeten hat, sowohl um Einstel-

lungen als auch um Eingruppierungen iSd. § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG handelt. Zwar 

wird in den Unterrichtungsschreiben vom 27. Juli 2020 jeweils nur um Zustimmung 

zu den beabsichtigten Einstellungen gebeten. Die gleichzeitig mitgeteilten Eingrup-

pierungen machen aber deutlich, dass die Arbeitgeberin auch auf die Eingruppie-

rung iSd. § 99 Abs. 1 BetrVG abzielte. Davon ging auch der Betriebsrat aus, der sich 

in seinem Antwortschreiben vom 31. Juli 2020 zu beiden Maßnahmen geäußert hat. 

 

Die Arbeitgeberin hat die Mitbestimmungsverfahren nach § 99 Abs. 1 Satz 1 Be-

trVG hinsichtlich der Eingruppierung der Mitarbeiterinnen K1. und K2. ordnungsge-

mäß mit Schreiben vom 27. Juli 2020 eingeleitet; sie hat den Betriebsrat hinreichend 

informiert. In den genannten Informationsschreiben ist nicht nur die in Aussicht ge-

nommene Einstellung als MFA angesprochen, sondern auch die beabsichtigte Ein-

gruppierung der beiden Mitarbeiterinnen. Diese - wenn auch knappe - Information 

reicht aus. Denn aus den Schreiben ergibt sich jeweils welche Tätigkeit vorgesehen 

ist (MFA im Klinikum P. / OP) und welche Eingruppierung (EG 6 Stufe 1, ggf. 4 
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TVöD) sich nach Auffassung der Arbeitgeberin daraus ergibt. Wie die Reaktion des 

Betriebsrats zeigt, hat er die Übermittlung des „Unterrichtungsschreibens“ in beiden 

Fällen als Einleitung des Mitbestimmungsverfahrens nach § 99 BetrVG auch betref-

fend die Eingruppierung verstanden. 

 

b) Der Betriebsrat hat die Zustimmung zu den geplanten Eingruppierungen der bei-

den Mitarbeiterinnen zu Unrecht verweigert. Es liegt kein Zustimmungsverweige-

rungsgrund im Sinne von § 99 Abs. 2 BetrVG vor, insbesondere kein Verstoß gegen 

eine Bestimmung in einem Tarifvertrag im Sinne von § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG. Die 

beiden Arbeitnehmerinnen sind in die Entgeltgruppe 6 der Entgeltordnung eingrup-

piert. 

 

aa) Gemäß § 12 Absatz 1 TVöD-AT (VKA) richtet sich die Eingruppierung der Be-

schäftigten nach den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA). Der 

Beschäftigte erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in die er eingruppiert ist. Gemäß 

§ 12 Absatz 2 TVöD-AT (VKA) ist der Beschäftigte in der Entgeltgruppe eingruppiert, 

deren Tätigkeitsmerkmale die gesamte von ihm nicht nur vorübergehend auszu-

übende Tätigkeit entspricht. Dies ist der Fall, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte Ar-

beitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeits-

merkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. Arbeits-

vorgänge sind dabei gemäß der Protokollerklärung zu § 12 Absatz 2 TVöD-AT (VKA) 

Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf den 

Aufgabenkreis des Beschäftigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzba-

ren Arbeitsergebnis führen. 

Folgende Tätigkeitsmerkmale der Anlage 1 der Entgeltordnung (VKA) haben Bedeu-

tung für die Beurteilung der zutreffenden Eingruppierung der Arbeitnehmerinnen K1. 

und K2. : 

Teil A Allgemeiner Teil 

I. Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 

… 

3. Entgeltgruppen 2 bis 12 (Büro-, Buchhalterei-, sonstiger Innen-

dienst und Außendienst) 
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… 

Entgeltgruppe 5 

 

1. Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem aner-

kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens 

drei Jahren und entsprechender Tätigkeit. 

2. Beschäftigte, deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert. 

(Gründliche Fachkenntnisse erfordern näherer Kenntnisse von Rechts-

vorschriften oder näheres kaufmännisches oder technisches Fachwis-

sen usw. des Aufgabenkreises.) 

 

Entgeltgruppe 6 

Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit gründliche 

und vielseitige Fachkenntnisse erfordert, sowie  

… 

 

Entgeltgruppe 7 

Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem 

Fünftel selbständige Leistungen erfordert. 

(Selbständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkennt-

nissen entsprechendes selbständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter 

Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte geistige Arbeit 

kann diese Anforderung nicht erfüllen.) 

 

Entgeltgruppe 8 

Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem 

Drittel selbständige Leistungen erfordert.  

… 

Teil B Besonderer Teil 

… 

XI. Beschäftigte in Gesundheitsberufen 

1. Beschäftigte in der Pflege 

Vorbemerkungen 
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1. Die Bezeichnung „Pflegehelferinnen und Pflegehelfer“ umfasst auch 

Gesundheits- und Krankenpflegehelferinnen und Gesundheits- und 

Krankenpflegehelfer sowie Altenpflegehelferinnen und Altenpflege-

helfer. Die Bezeichnung „Pflegerinnen und Pfleger“ umfasst Ge-

sundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kran-

kenpfleger, Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Ge-

sundheits- und Kinderkrankenpfleger sowie Altenpflegerinnen und 

Altenpfleger in allen Fachrichtungen bzw. Spezialisierungen. 

… 

 

5.   Nach Tätigkeitsmerkmalen für Pflegerinnen und Pfleger sind auch 

Hebammen und Entbindungspfleger sowie Operationstechnische 

Assistentinnen und Assistenten und Anästhesietechnische Assis-

tentinnen und Assistenten mit abgeschlossener Ausbildung nach 

der DKG-Empfehlung vom 17. September 2013 in der jeweiligen 

Fassung oder nach gleichwertiger landesrechtlicher Regelung, die 

die Tätigkeit von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Ge-

sundheits- und Krankenpflegern oder von Gesundheits- und Kinder-

krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinderkrankenpflegern 

auszuüben haben, eingruppiert. 

… 

Entgeltgruppe P 5 

… 

Entgeltgruppe P 6 

… 

Entgeltgruppe P 7 

1. Pflegerinnen und Pfleger mit mindestens dreijähriger Ausbildung 

und entsprechender Tätigkeit. 

… 

2. Operationstechnische Assistentinnen und Assistenten sowie Anäs-

thesietechnische Assistentinnen und Assistenten mit abgeschlosse-

ner Ausbildung nach der DKG-Empfehlung vom 17. September 
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2013 in der jeweiligen Fassung oder nach gleichwertiger landerecht-

licher Regelung und jeweils entsprechender Tätigkeit. 

... 

Entgeltgruppe P 8 

1. Beschäftigte der Entgeltgruppe P 7 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit 

sich aufgrund besonderer Schwierigkeit erheblich aus der Entgelt-

gruppe P 7 Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. … 

3. … 

4. Beschäftigte der Entgeltgruppe P 7 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit 

sich aufgrund besonderer Schwierigkeit erheblich aus der Entgelt-

gruppe P 7 Fallgruppe 2 heraushebt. 

… 

12. Medizinische und Zahnmedizinische Fachangestellte 

Es finden die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I 

Ziffer 3 Anwendung. 

 

bb) Im Streitfall richtet sich die Eingruppierung allein nach den allgemeinen Tätig-

keitsmerkmalen des Teils A der Anlage 1 Entgeltordnung (VKA). Diese Merkmale 

sind aufgrund der Verweisung in Nr. 12 der Anlage 2 Entgeltordnung (VKA) des Teils 

B XI Nr. 1 (Beschäftigte in der Pflege) anwendbar. Denn danach finden die allgemei-

nen Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 auf die Gruppe der Medizini-

schen und Zahnmedizinischen Fachangestellten (ZFA) Anwendung.  

 

Die Tätigkeit der MFA wird dagegen nicht von einem spezielleren Tätigkeitsmerkmal 

der Entgeltgruppe P 8 Nr. 1 oder Nr. 4 der Anlage 2 Entgeltordnung (VKA) des Teils 

B XI Nr. 1 (Beschäftigte in der Pflege) erfasst. Die MFA werden weder in den P-Grup-

pen, noch in den Vorbemerkungen dazu genannt. Erwähnt werden sie nur und aus-

drücklich in der oben zitierten Nr. 12 der Anlage 2 Entgeltordnung (VKA) des Teils B 

XI Nr. 1 (Beschäftigte in der Pflege). Die dortige Verweisung auf die allgemeinen Tä-

tigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 ist nach dem Wortlaut des Tarifver-

trags für die Eingruppierung eindeutig und abschließend.  
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Anders als der Betriebsrat meint, ist kein Raum für eine ergänzende Tarifauslegung 

dergestalt, dass im OP-Team eingesetzte MFA – entgegen dem Wortlaut des Tarif-

vertrags - in die P-Gruppen des Besonderen Teils der Anlage 1 der Entgeltordnung 

TVöD (VKA) einzugruppieren sind. Der Teil B Besonderer Teil XI Nr. 1 (Beschäftigte 

in der Pflege) weist keine unbewusste Regelungslücke auf. Die Tätigkeit der in OP-

Teams beschäftigten MFA kann deshalb nicht in die P-Gruppen der Nr. 1 des Teil B 

Besonderer Teil XI (Beschäftigte in der Pflege) „hineingelesen“ werden. Denn die 

Normgeber haben bewusst und ausdrücklich zwischen verschiedenen Beschäftigten-

gruppen differenziert. Die Pflegerinnen und Pfleger sowie die Operationstechnischen 

Assistentinnen und Assistenten haben sie in den P-Gruppen bzw. in Nr. 1 und 5 der 

Vorbemerkungen genannt. Dabei zeigt die ausdrückliche Gleichstellung der Operati-

onstechnischen Assistentinnen und Assistenten mit den Pflegerinnen und Pflegern 

(Nr. 5 der Vorbemerkungen), dass die Normgeber auch die Tätigkeit im OP-Team im 

Blick hatten. Denn dort liegt das wesentliche Tätigkeitsfeld der Operationstechni-

schen Assistentinnen und Assistenten. Trotzdem haben sie für die MFA, die sie nach 

der systematischen Stellung der Nr. 12 im Teil B Besonderer Teil XI sehr wohl als 

Beschäftigte im Gesundheitswesen ansehen und die nach ihrer Ausbildung und Qua-

lifikation ebenfalls in OP-Teams eingesetzt werden können und auch werden, aus-

nahmslos auf die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale verwiesen. Anhaltspunkte dafür, 

dass sie diese Umstände übersehen haben, sind nicht erkennbar. Wenn die Normge-

ber aber eine konkrete Tätigkeit – hier die der MFA - mit einer bestimmten Wertigkeit 

innerhalb des Gefüges eines Vergütungssystems versehen, spricht dies für eine ab-

schließende Bewertung der Tätigkeit (vgl. LAG Schleswig-Holstein 22. Januar 2020 – 

4 TaBV 18/19 - Rn. 66). 

 

cc) Nach den oben dargestellten Eingruppierungsvoraussetzungen ist die Eingrup-

pierung in die Entgeltgruppe 6 der Ziffer 3 des Teils A Abschnitt I korrekt. Die beiden 

Beschäftigten haben eine dreijährige Ausbildung erfolgreich abgeschlossen. Sie wer-

den entsprechend ihre Ausbildung als MFA beschäftigt, so dass zunächst die Vo-

raussetzungen der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 erfüllt sind. Zwischen den Beteilig-

ten ist unstreitig, dass die konkrete Tätigkeit im OP-Team gründliche und vielseitige 
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Fachkenntnisse erfordert. Daraus folgt die Eingruppierung in die Entgeltgruppe 6 

Fallgruppe 1.  

 

Die Voraussetzungen der Entgeltgruppen 7 oder 8 der Ziffer 3 des Teils A Abschnitt I 

sind dagegen nicht erfüllt, da die streitbefangene Tätigkeit nicht mindestens zu einem 

Fünftel/Drittel selbständige Leistungen erfordert. Selbständige Leistungen fallen in 

diesem Umfang nicht an. Aus der Schwierigkeit der Tätigkeit kann nicht auf ein selb-

ständiges Erarbeiten eines Ergebnisses geschlossen werden. Insoweit kann auf die 

Ausführungen des Arbeitsgerichts auf Seite 9 des angefochtenen Beschlusses ver-

wiesen werden. Dagegen hat sich der Betriebsrat im zweiten Rechtszug nicht ge-

wandt. 

  

dd) Auch soweit der Betriebsrat bezweifelt, dass die tariflichen Regelungen mit dem 

Gleichheitssatz vereinbar sind, greift sein Bedenken nicht durch. In der Beschwer-

deinstanz begründet der Betriebsrat seine Zustimmungsverweigerung unter anderem 

damit, dass die Arbeitgeberin die Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 

nicht auf die im OP-Team eingesetzten MFA anwenden darf, da sei insoweit gleich-

heitswidrig seien. Für die Eingruppierung dieser MFA dürfe nichts Anderes gelten als 

für die im OP-Team eingesetzten Pflegerinnen und Pfleger sowie Operationstechni-

schen Assistentinnen und Assistenten. 

 

(1) Die Rüge eines Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 1 GG ist nicht deshalb unbeachtlich, 

weil der Betriebsrat sie nicht schon im Widerspruchsschreiben, sondern erst im Laufe 

des Verfahrens vorgebracht hat. Zwar sind Verweigerungsgründe des Betriebsrats 

grundsätzlich nur zu berücksichtigen, wenn sie dem Arbeitgeber innerhalb der Wo-

chenfrist des § 99 Abs. 3 Satz 1 BetrVG mitgeteilt worden sind (so schon BAG 15. 

April 1986 – 1 ABR 55/84 -; BAG 23. Januar 2019 – 4 ABR 56/17 – Rn. 17). Dies gilt 

aber nicht für rechtliche Argumente, sondern nur für Gründe tatsächlicher Art und für 

die Einführung anderer Widerspruchsgründe des § 99 Abs. 2 BetrVG. Von der Mittei-

lungsfrist ausgenommen sind ferner solche Gründe, die die Wirksamkeit einer 

Rechtsnorm betreffen, auf der die vom Arbeitgeber beabsichtigte Maßnahme beruht 

(BAG 29. Januar 2020 - 4 ABR 26/19 – Rn. 24). Solche Einwände sind unabhängig 

davon beachtlich, wann sich der Betriebsrat auf sie beruft.  
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Soweit sich die geplante Maßnahme als Normanwendung darstellt, kann nach der 

Rechtsprechung des BAG die Zustimmung des Betriebsrats nur ersetzt werden, 

wenn sich die zugrundeliegende Regelung als wirksam erweist. Die Gerichte dürfen 

ungültige Normen nicht zur Grundlage einer Ersetzungsentscheidung machen (BAG 

6. August 2002 – 1 ABR 49/01 – Rn. 49; BAG 29. Januar 2020 - 4 ABR 26/19 – Rn. 

24; das BVerwG betont allerdings, dass die Mitbestimmung bei der Eingruppierung 

nicht das Recht umfasst, auf die Aufstellung eines neuen oder aber auf die Änderung 

eines vorhandenen Vergütungssystems hinzuwirken, Beschluss vom 14. Juni 1995 – 

6 P 43/93 -; zustimmend: Schaub/Koch § 241 Rn. 44). Möglichen Unwirksamkeits-

gründen haben die Gerichte nur dann nachzugehen, wenn deren tatsächliche Vo-

raussetzungen offensichtlich oder auf Grund substantiierten Vorbringens eines Betei-

ligten in das Verfahren eingeführt sind (BAG 6. August 2002 – 1 ABR 49/01 – Rn. 

49). 

Hier hat sich der Betriebstrat bereits im Schriftsatz vom 17. Dezember 2020 darauf 

berufen, die Gruppenbildung „Pflegekräfte, die im Krankenhaus ausschließlich im 

Operationsdienst tätig sind“ und „Medizinische Fachangestellte, die im Krankenhaus 

ausschließlich im Operationsdienst tätig sind“, sei nicht durch sachliche Gründe ge-

rechtfertigt und daher gleichheitswidrig. Die Tarifvertragsparteien hätten ihren Rege-

lungsspielraum überschritten und gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz versto-

ßen. Die Arbeitgeberin dürfe die Regelung daher ihrer Eingruppierungsentscheidung 

nicht zugrunde legen. Für die Beachtlichkeit des Vorbringens des Betriebsrats ist 

dies ausreichend. 

(2) Die Eingruppierung der im OP-Team eingesetzten MFA in die Tätigkeitsmerkmale 

des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 scheitert nicht daran, dass die Arbeitgeberin diese vom 

Betriebsrat für teilweise unwirksam gehaltene Eingruppierungsvorschrift auf diese Per-

sonengruppe nicht anwenden darf. Die Tarifvertragsparteien haben mit der (undiffe-

renzierten) Ausgestaltung der Eingruppierung der MFA nicht gegen das allgemeine 

Gleichheitsgebot aus Art. 3 Abs. 1 GG verstoßen, auch wenn sie keine Sonderrege-

lung für den Fall geschaffen haben, dass MFA im OP-Team eingesetzt werden.   

(a) Die Tarifvertragsparteien als Normgeber sind nach der Rechtsprechung des Bun-

desarbeitsgerichts bei der tariflichen Normsetzung nicht unmittelbar grundrechtsge-

bunden (std. Rspr. z.B. BAG 19. Dezember 2019 – 6 AZR 563/18 - Rn. 19). Sie sind 
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allerdings mittelbar grundrechtsgebunden, weil der Schutzauftrag des Art. 3 Abs. 1 

GG die staatlichen Arbeitsgerichte dazu verpflichtet, gleichheitswidrige Differenzie-

rungen in Tarifnormen zu unterbinden. Der Gleichheitssatz bildet als fundamentale 

Gerechtigkeitsnorm eine ungeschriebene Grenze der Tarifautonomie (BAG 19. De-

zember 2019 – 6 AZR 563/18 – Rn. 25). 

Auf der Grundlage dieser Rechtsprechung haben die Gerichte bei der Erfüllung ihres 

verfassungsrechtlichen Schutzauftrags in den Blick zu nehmen, dass eine besondere 

Form der Grundrechtskollision bewältigt und die durch Art. 9 Abs. 3 GG gewährleis-

tete kollektive Koalitionsfreiheit mit den betroffenen Individualgrundrechten in einen 

angemessenen Ausgleich gebracht werden muss. Bei der Prüfung, ob Tarifnormen 

Grundrechte oder andere Rechte der Arbeitnehmer mit Verfassungsrang verletzen, 

müssen die Gerichte nicht nur die besondere Sachnähe der Tarifvertragsparteien, 

sondern außerdem beachten, dass sich die Arbeitnehmer im Regelfall durch den Bei-

tritt zu einer Koalition oder durch die vertragliche Bezugnahme auf einen Tarifvertrag, 

die die Tarifnormen zum Vertragsinhalt macht, bewusst und freiwillig der Regelungs-

macht der Tarifvertragsparteien auch für die Zukunft unterworfen haben. Tarifver-

tragsparteien steht bei ihrer Normsetzung deshalb ein weiter Gestaltungsspielraum 

zu. Ihnen kommt eine Einschätzungsprärogative zu, soweit die tatsächlichen Gege-

benheiten, die betroffenen Interessen und die Regelungsfolgen zu beurteilen sind. 

Darüber hinaus verfügen sie über einen Beurteilungs- und Ermessensspielraum hin-

sichtlich der inhaltlichen Gestaltung der Regelung. Die Gerichte dürfen nicht eigene 

Gerechtigkeitsvorstellungen an die Stelle von Bewertungen der zuständigen Koalitio-

nen setzen. Die Tarifvertragsparteien sind nicht verpflichtet, die jeweils zweckmä-

ßigste, vernünftigste oder gerechteste Lösung zu wählen. Es genügt, wenn für die 

getroffene Regelung ein sachlich vertretbarer Grund vorliegt (BAG 19. Dezember 

2019 – 6 AZR 563/18 – Rn. 25; 24. Oktober 2019 – 2 AZR 158/18 – Rn. 34; 3. Juli 

2019 – 10 AZR 300/18 – Rn. 19). Dies bedingt im Ergebnis eine deutlich zurückge-

nommene Prüfungsdichte durch die Gerichte (vgl. BAG 28. August 2019 – 10 AZR 

549/18 – Rn. 44). Die Tarifvertragsparteien können im Interesse der Praktikabilität, 

Verständlichkeit und Übersichtlichkeit auch typisierende Regelungen treffen (BAG 6. 

August 2002 – 1 ABR 49/01 -). 
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(b) Diesem – so eingeschränkten - Prüfungsmaßstab hält die hier zwischen den Be-

teiligten im Streit stehende Regelung stand. Für die vom Tarifvertrag gewählte Grup-

penbildung liegen sachlich vertretbare Gründe vor. Die Eingruppierung der MFA 

durch die Entgeltordnung TVöD (VKA) hält sich noch im Rahmen des den Tarifver-

tragsparteien zustehenden Regelungsspielraums. Die Normgeber mussten für die im 

OP-Team tätigen MFA keine höhere Eingruppierung vorsehen, auch wenn dies als 

Ungerechtigkeit empfunden werden mag.  

Die Gestaltung der Entgeltordnung gehört zum Kernbereich der verfassungsrechtlich 

garantierten Koalitionsfreiheit aus Art. 9 Abs. 3 GG. Diese Freiheit umfasst die For-

mulierung bestimmter Tätigkeitsmerkmale und die Schaffung einer mehr oder weni-

ger großen Anzahl von Entgeltgruppen. Zu einer konkreten Gestaltung sind die 

Normgeber nicht verpflichtet. Das betrifft auch die Ausdifferenzierung bestimmter 

Entgeltgruppen. Die mit einer weniger starken Ausdifferenzierung verbundenen mög-

lichen Ungerechtigkeiten sind hinzunehmen. Es muss auch nicht zwingend auf die 

ausgeübte Tätigkeit abgestellt werden. Zur Voraussetzung für eine Eingruppierung 

kann – unabhängig von der Tätigkeit – auch auf eine bestimmte Ausbildung oder 

(Zusatz-)qualifikation oder ein Berufsbild abgestellt werden.  

Festzuhalten ist daher zunächst, dass die Tarifparteien nicht gehalten waren, eine ei-

gene Entgeltgruppe für die im OP-Team tätigen Arbeitskräfte (MFA, Pflegerinnen und 

Pfleger, Operationstechnische Assistenten und Assistentinnen) zu schaffen, nur weil 

alle Beschäftigten die wesentlich gleiche Tätigkeit verrichten. Das gilt im gleichen 

Maße für andere Krankenhausbereiche, etwa die Intensivstation oder die Notauf-

nahme. Auch in diesen Bereichen sind Beschäftigte mit unterschiedlichen Qualifikati-

onen tätig, was sich beim Zuschnitt der Entgeltgruppen auswirken kann. Die Tarifver-

tragsparteien haben im Übrigen auch für die Pflegefachkräfte nicht danach differen-

ziert, auf welcher Station der Einsatz erfolgt, obwohl auch hier durchaus Unter-

schiede in der Beanspruchung durch die konkret zu verrichtende Tätigkeit bestehen. 

Sie haben vielmehr nach der Qualifikation unterschieden, indem für dreijährig Exami-

nierte die P 7, für Examinierte mit Zusatzqualifikation zur Praxisanleitung mit beson-

deren Anforderungen die P 8 und für Examinierte mit abgeschlossener Fachweiterbil-

dung die P 9 vorgesehen haben. 
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Die Entscheidung des Normgebers, für die Eingruppierung im ersten Schritt an die 

Qualifikation anzuknüpfen, ist zu akzeptieren und nicht gleichheitswidrig, selbst wenn 

Mitarbeiter/innen mit unterschiedlicher Qualifikation im Einzelfall vergleichbare Tätig-

keiten verrichten. Das gilt auch dann, wenn die Ausbildungen – wie hier –  themati-

sche Überschneidungen aufweisen. Die Bewertung der konkreten Ausbildung, und 

wie sie sich in der Vergütung niederschlägt, ist Sache der Tarifparteien.  

Ein Vergleich der Ausbildungsordnungen (siehe Anlagen B 1 und B 2) zeigt, dass die 

in Rede stehenden Ausbildungen sich in Inhalt, Breite und Ausgestaltung unterschei-

den. Zum Beispiel sieht die Ausbildungsordnung der Pflegeberufe, anders als die der 

MFA, hinsichtlich der praktischen Ausbildung eine Reihe von Pflicht- und Vertie-

fungseinsätzen etwa in der pädiatrischen Versorgung und in der allgemein-, geronto-, 

kinder- und jugendpsychiatrischen Versorgung vor. Diese Ausbildungsbreite eröffnet 

eine variablere Verwendung der Pflegefachkräfte. Sie können im Stationsdienst viel-

seitiger eingesetzt werden als MFA. Das durften die Tarifvertragsparteien bei der Ge-

staltung der Entgeltordnung berücksichtigen.  

4. Auf die Anschlussbeschwerde der Arbeitgeberin ist Ziffer 1 des Tenors des ange-

fochtenen Beschlusses abzuändern, soweit es die Stufenzuordnung betrifft. Da Frau 

K1. zwischenzeitlich Zeugnisse vorgelegt hat, die unstreitig eine Zuordnung zur Stufe 

4 ab 1. Oktober 2020 rechtfertigen, war der Entscheidungsausspruch insoweit zu än-

dern. 

5. Eine Kostenentscheidung war nicht veranlasst, § 2 Abs. 2 GKG. 

Die Zulassung der Rechtsbeschwerde beruht auf § 92 iVm. § 72 Abs. 2 Ziffer 1 ArbGG. 

 


